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Beschlußempfehlung und Be-
richt 
des Ausschusses für Staatshaushalt und Finanzfragen 

Gesetzentwurf der Staatsregierung 
Drs. 14/271 

zur Änderung des Kostengesetzes 

I. Beschlußempfehlung: 

Z u s t i m m u n g  

Berichterstatter: Sackmann 
Mitberichterstatterin: Lochner-Fischer 

II. Bericht: 

1. Der Gesetzentwurf wurde dem Ausschuß für 
Staatshaushalt und Finanzfragen federführend zu-
gewiesen. Der Ausschuß für Kommunale Fragen 
und Innere Sicherheit hat den Gesetzentwurf mit-
beraten. Der Ausschuß für Verfassungs-, Rechts- 
und Parlamentsfragen hat den Gesetzentwurf end-
beraten. 

2. Der federführende Ausschuß hat den Gesetzent-
wurf in seiner 15. Sitzung am 23. Februar 1999 be-
raten und e i n s t i m m i g  Zustimmung empfohlen. 

3. Der Ausschuß für Kommunale Fragen und Innere 
Sicherheit hat den Gesetzentwurf in seiner 11. Sit-
zung am 24. März 1999 mitberaten und e i n -
s t i m m i g  Zustimmung empfohlen. 

4. Der Ausschuß für Verfassungs-, Rechts- und Par-
lamentsfragen hat den Gesetzentwurf in seiner 8. 
Sitzung am 15. April 1999 endberaten und e i n -
s t i m m i g  Zustimmung empfohlen mit der Maß-
gabe, daß  

1. in § 1 Nr. 3 dem Art. 9 folgender Absatz 2 an-
gefügt wird: 

"(2) 1Wird ein Rechtsbehelf zurückgenommen 
oder erledigt er sich auf andere Weise, werden 
eine Gebühr von einem Zehntel bis zu drei 
Viertel der nach Absatz 1 festzusetzenden Ge-
bühr je nach dem Fortgang des Verfahrens und 
die Auslagen erhoben. 2Die Mindestgebühr be-

trägt dreißig Deutsche Mark; im Fall eines Wi-
derspruchs, der sich allein gegen die Festset-
zung öffentlicher Abgaben, insbesondere ge-
gen eine Entscheidung über Ko sten, Benut-
zungsgebühren oder Beiträge richtet, beträgt 
sie zwanzig Deutsche Mark. 3Art. 8 Abs. 3 gilt 
entsprechend." 
 

2. in § 2 als Datum des Inkrafttretens der "1. Juni 
1999" eingefügt  wird. 
 

Ach 
Vorsitzender 
 


